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Überlieferung im ländlichen W ohnungsbau
Architekt W ehner, Düsseldorf

Blättert man heute einen Band einer Fachzeitschrift 
aus dem Jahre 1900 oder 1901 durch, so stößt man auf 
ein sonderbares Gem isch künstlerischer Gestaltung. 
Während die W iederg ab e  kunstgewerblicher Leistungen, 
wie von Inneneinrichtungen, M öbel, G e rä t oder Schmuck 
noch das Durcheinander gärenden, mehr spielerischen 
neuen Formwillens ze igen , während dam alige M aler, w ie 
Kaulbach, ganz hervorragendes Können, gemessen an 
dem Durchschnitt heutigen M albetriebes, zeigen und die 
Baukunst sich in der Stilwurstelei ergeht, stößt man auf 
die W iedergabe vorzüglicher englischer Landhäuser 
dieser Zeit. In der Baukunst w a r es bei uns die Zeit, 
in der der dam alige G roßherzog  Ernst Ludwig von 
Hessen das Kulturunternehmen der Künstlerkolonie in 
Darmstadt auf die Beine stellte, wodurch er begabten 
Künstlern, die er berief, die M öglichkeit gab , frei von 
wirtschaftlichen Sorgen künstlerisch zu schaffen und 
nach Herzenslust zu gestalten. Die Ausstellung „Ein 
Dokument deutscher Kunst" sollte der W e lt zeigen , was 
hochgemute Förderung eines neuzeitlichen Kunstgönners 
zu leisten verm ag.

Wer diese Ausstellung in Erinnerung hat, der muß auch 
heute noch bekennen, d aß  ein neuer leidenschaftlicher 
Pulsschlag aus diesem eigenw illigen Gestalten lebendig 
wurde. Mag man heute über manche Spielerei mit leeren 
Formen den Stab brechen, ein eigener Reiz w a r es doch, 
der von den W erken dieser jungen, begabten und von 
ihrer Sendung überzeugten Künstler ausging. Brachen 
diese Künstler doch mit dem verstaubten Nachläufertum  
der zweiten Hälfte cfes 19. Jahrhunderts. Zum ersten 
Male wieder nach langer Pause formte hier der fre ie 
Künstler alle sichtbaren G egenstände vom Bau herab bis 
zur Tischdecke, zum Porzellan , den G läsern  und Be­
stecken. W as  uns heute als selbstverständlich erscheint, 
war für das dam alige G esch lecht, das nur noch den 
billigen oder überladenen Kitsch kannte, etwas kaum 
Faßbares. Nun, heute sind unsere Augen, w as diesen 
Hausrat angeht, besser geschult. Und der B a u k u n s t  
auf der Ausstellung 1901 konnte man ebenfalls ein ge­
wisses Fingerspitzengefühl nicht absprechen. Das „flache 
Dach" beim deutschen W ohnungsbau wurde allerdings 
bereits dam als durch O lb rich  aus der Taufe gehoben, 
ohne daß er ahnen konnte, w as ein späteres rein vter 
standesmäßig eingestelltes G esch lecht aus dieser mehr 
zufälligen Anordnung für stumpfsinnige Folgerungen 
ziehen würde. Das Ernst-Ludwig-Atelierhaus mit den 
wunderbaren Bildwerken des jetzt in Stuttgart lebenden 
Bildhauers Professor Habig bleibt eine Leistung hohen 
Ranges und ist für jeden, den der W eg  nochmals auf die 
Mathildenhöhe führt, immer w ieder eine freudige Über­

raschung.

W ährend nun die Baugesinnung, w ie sie auf dieser 
Ausstellung sich gab, in der Folge noch eine äußerlich­
form enbefangene blieb, baute man in England bereits 
seit geraumer Zeit lebendig vom Raumprogramm aus 
gestaltete Hausarchitektur, die in natürlicher W eise an die 
gute Überlieferung anknüpfte, die in den kleinen Land­
städten oder auf dem flachen Lande sich überall erhalten 
hatte. Hier ist es Hermann Muthesius gewesen, der als 
vorzüglicher Kenner englischer Baugeschichte uns das 
W esen des dam aligen englischen Landhausbaues in 
zahlreichen Veröffentlichungen nahegebracht hat. Der 
Blick vie ler dam aliger deutscher Architekten schweifte 
über den Kanal und stellte Beziehungen dieser eng­
lischen ländlichen Baukunst mit unserer eigenen deut­
schen Überlieferung her. Denn auch w ir in Deutschland 
hatten und haben eine alte gute Baukultur-Überlieferung 
in unseren Bauern- und Bürgerhäusern mit ihrer natür­
lichen reizvollen Holz- und Steinarchitektur. Um die 
Jahrhundertwende ließen w ir uns nun, w ie das bekannt­
lich in früheren Kunstabschnitten öfter der Fall w a r, von 
außen her, und zw ar diesmal von der englischen, be­
reits sehr reifen Landhausbaukunst beeinflussen, keines­
wegs zum Schaden. Die lebendig gestalteten Häuser 
der englischen Künstler brachten durch die eingehende 
Beschäftigung mit ihnen auch bei uns den Sinn für 
organisches Gestalten w ieder zum Durchbruch.

„W enn  irgend etwas, so hat sich dieses gegen das 
formalistische Phrasentum in der Architektur gerichtete 
Bestreben in der neueren englischen Baukunst von Nutzen 
erwiesen . . . Eine neue Blütezeit im ländlichen W oh­
nungsbau ist heraufgezogen, beinahe derjenigen ver­
gleichbar, die zur Zeit der Königin Elisabeth herrschte, 
der klassischen Zeit des englischen Hausbaus. Ein 
ganzes Geschlecht von Architekten arbeitet in denselben 
gesunden Bahnen und erzeugt frische, urwüchsige 
Leistungen." Dies sind W orte von Hermann Muthesius 
um die Jahrhundertwende. Und w ir Deutsche haben mit 
Recht dam als w ieder gelernt, auch auf die eigene Über­
lieferung, die w ir in Deutschland selbst in großer Fülle 
besitzen, uns zu besinnen und die wiedergewonnenen 
Erkenntnisse in erster Linie auf den eigenen Landhaus­
bau anzuwenden. In Gegenden bäuerlicher Abgrenzung , 
w ie etwa O berbayern , w a r die Überlieferung niemals 
ganz abgerissen, wenn auch dort, w ie le ider im übrigen 
Deutschland, der geschäftsbeflissene heimatlose Unter­
nehmer sich erschreckend breitmachte. Eine Fahrt be i­
spielsweise durch das Vorgelände der A lpen zwischen 
München und Salzburg zeigt, w ie vereinzelt dort nur 
noch alte , gute Fachwerk- oder Steinbauten bäuerlicher 

Prägung anzutreffen sind.
W enn heute die ländliche K le inbauw eise , S tadtrand­
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oder Kleingartensiedlung, w ieder gefördert w ird , so 
sollte man sich daran erinnern, daß w ir bereits vor drei 
Jahrzehnten zu einer ähnlichen Bewegung im mittleren 
und besseren Landhausbau angesetzt hatten. V or allen 
Dingen sollten w ir uns k lar sein, daß  es nicht damit ge­
tan ist, auf Stadtbüros Muster aufzustellen, um sie auf 
dem Lande zu vervielfältigen. Das ist schließlich nichts 
anderes, als die geistlose s e n k r e c h t e  H ä u f u n g  
von W ohnungen in der Stadt nun als geistlose 
w a a g e r e c h t e  H ä u f u n g  auf das platte Land zu 
übertragen. Solche G leichm acherei ist ein Verbrechen 
am Heimatgefühl. Denn diese Haufen kleiner Baukäst­
chen, bei denen ein W ürfel w ie der andere aussieht, 
ist nichts anderes als Kleinwohnungsanfertigung, aber 
kein lebendiges Gestalten im Sinne heimatlichen O rts­
bildes, schließlich wenig mehr als die Verwirklichung 
einer etwas aufgelockerten „Zuchthausstraße der Mensch­
heit". Das Hausmuster zeigt sich hier als Feind 
schöpferischen Gestaltens. Der Typ verödet die M en­
schenseele mit seinem eintönigen, zu Tode gehetzten 
G le ichm aß geistiger und seelischer Armut.

W enn unser Städtebau es nicht fertigbringt, Heimat­
gefühl durch enge Verbundenheit mit einem charakter- 
lich-gestalteten Besitz zu erzeugen —  und das geht nicht, 
wenn jedes Dach, jede Tür, jedes Fenster, jedes M aß 
sich tausendfach wiederholend das gleiche ist — , wenn

es nicht gelingt, O rtsb ilder oder Straßenräume ent­
sprechend der Eigenart der Bewohner und der Land­
schaft und mit starkem G laub en  an die Sendung beseelter 
Baukunst zu gestalten, so werden w ir einsehen müssen, 
daß  unser Bemühen vergebens ist, daß  wir nicht den Er­
folg haben, stumpfes M assengefühl durch einen persön­
lichen Heimatstolz abzulösen.

Der Krieg hat die dam alige neue Blütezeit im länd­
lichen W ohnungsbau bei uns in Deutschland jäh unter­
brochen. In der N achkriegszeit entstanden durch den 
falschen G lauben an die Formkraft neuer Baustoffe und 
die Geschäftsbeflissenheit einiger Schlagwortarchitekten 
mit ihrem Anhang aus der Baustoffindustrie die bekannten 
heimatlosen Allerweltskisten in Stadt und Land. Heute 
wollen w ir versuchen, in Verbindung mit den Enthäufungs- 
bestrebungen einen neuen deutschen ländlichen W oh­
nungsbau und ländliche Siedlungen Wiedererstehen zu 
lassen. Es ist nützlich, zu wissen, daß  wir vor 30 Jahren 
bereits einen gesunden Ansatz zur Anknüpfung an die 
Überlieferung in Deutschland hatten, und daß wir gut 
daran tun, unseren Blick darau f zu richten, um von den 
ehrlichen und nicht erfolglosen Bemühungen eines 
früheren Geschlechts zu lernen. Das eine hatte jeden­
fa lls  diese Zeit vor uns voraus: daß  sie noch nicht von 
seelenloser G le ichm achere i und dem Typenwahn im 
Hausbau angekränkelt w ar.

Die Gestaltung der O derufer in Breslau

Die Stadt Breslau ist an einer Stelle erbaut worden, die 
sich durch ihre etwas höhere Lage aus dem Niederungs­
gebiet der O der heraushebt, und an der sich infolge Te i­
lung des Stromes in mehrere Arm e bei der geringeren 
W asserführung der einzelnen Arme eine günstige G e ­
legenheit zum überschreiten des Flusses bot. Der Über­
gang über die O der fand statt im Zuge der heutigen 
Sandbrücke unter Benutzung der Sandinsel und der 
Bleicheninsel (Bild 1).

Dieser Oderübergang wurde nun von einer Anzah l von 
Handelsstraßen benutzt. H ier kreuzten sich die alte 
Hauptstraße (N iedere Landstraße), die vom Balkan und 
der Ukraine durch das O dertal zur Nordsee führte, ferner

Stadtbaurat Dr. Kühn
Breslau

die von Nordosten, von den baltischen Staaten nach 
Leipzig und Nürnberg führende „Hohe Straße", die von 
Venedig durch die mährische Pforte nach der Ostsee 
führende Straße und verschiedene andere Handels­
straßen.

Die Stadt wurde auf dem südlich an die O der grenzen­
den Höhenrücken errichtet, so daß  der Flußlauf der Oder 
ihr einen Schutz gegen die von Osten kommenden feind­
lichen E infälle  bot. Der älteste Teil der Stadt lag in der 
Gegend des heutigen Ritterplatzes und des Neumarktes.

Die Neugründung der Stadt nach dem großen Brande 
im Jah re  1241 erfolgte w eiter westlich auf höher gelege­
nem G e län d e , da die erste Stadt wahrscheinlich stark
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2 Stadtplan  vo m  J a h r e  1 8 0 6

unter Hochwasser zu leiden gehabt hatte. Da durch die 
Verleihung des Stapelrechtes der Handel stark aufblühte, 
wuchs die Stadt schnell. Die ersten Straßenzeilen um den 
Ring genügten bald nicht mehr, und die Stadt füllte in 
kurzer Zeit das G eb iet aus, w elches heute durch den 
Ohlering umschlossen w ird . In diesem Umfange wurde 
dann eine wirksam e Befestigung nach Süden, nach der 
Seite des festen Landes hin, notwendig. Der Stadtmauer 
vorgelagert wurde ein Stadtgraben. Um ihn zu füllen, 
wurde der O hlefluß  in ihn hineingeleitet. Das außer­
ordentlich rasche W achstum  der Stadt zw ang bald zu 
einer neuen Erweiterung, die sich bis zum Zuge des 
heutigen Stadtgrabens erstreckte. Diesen Raum nahm die 
Stadt bereits im Jah re  1261 ein, er genügte bis nach 1800 
(Bild 2).

Nach der O der hin w a r die Stadt durch die Stadt­
mauer abgeschlossen. Die kirchliche G ew a lt siedelte sich 
nicht innerhalb der Stadt, sondern außerha lb  der Stadt­
mauer auf der Dominsel an . Dieses Vorgehen hatte 
seinen Grund in den dauernden Streitigkeiten, die im

M ittelalter zwischen Stadt und Dom herrschten. So ist 
die uns heute städtebaulich besonders re izvoll er­
scheinende Dominsel das Zufallsergebnis einer ursprüng­
lich in fre ier Landschaft erbauten kirchlichen Anlage 
(Bild 3).

In der Barockzeit wurde die Stadt im Zuge des Stadt­
grabens unter Einschluß der Dominsel und der nördlichen 
Uferseite nach Vaubanschem Muster befestigt (Bild 2). 
Die An lage ist heute noch in ihren Bollwerken erhalten 
(Liebichshöhe, Holteihöhe). Die jenseits der O der liegen­
den Stadtteile wurden durch einzelne Bollwerke in Ver­
bindung mit vorgelagerten W assergräben geschützt. Die 
nördliche G renze dieser Befestigungsanlage stellt der

3 D is  D o m in se l mit den ursprünglich in fre ie r Landschaft errichte- 
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5 U n e rfre u lich e  W o h n b a u te n  au f dem lin ken , Speicher au f dem 
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heutige Lehmdamm dar. Die Namen „Sternstraße" und 
„Am  O derkronw erk" erinnern noch heute an diese Be­
festigungen. Im Rahmen dieser Befestigungslinie vollzog 
sich die städtebauliche Entwicklung Breslaus. Das erste 
große Bauwerk, das bewußt nach dem Strom ausgerich­
tet wurde, ist die heutige Universität (das alte Jesuiten­
kolleg) (Bild 4).

Im 19. Jahrhundert griff die Bebauung wesentlich über 
die O derufer und über den Stadtgraben hinüber. 1812 
schenkte König Friedrich W ilhelm  III. der Stadt nach dem 
Schleifen der Festung das G eb iet vor dem Stadtgraben. 
Jetzt wurde der erste große städtebauliche Fehler ge­
macht. Anstatt dieses G eb iet von der Bebauung f r e i ­
z u h a l t e n  und damit um den m ittelalterlichen Stadt­
kern eine breite G rünan lage zu schaffen, verkauften die

dam aligen Stadtväter das geschenkte G elände bis auf 
einen kleinen Rest, der heute als Stadtgrabenprome­
nadenzug erhalten ist. Ebenso griff in der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts die Bebauung auf das rechte 
O derufer über. Auf den Strom und die Eingliederung 
des W asserlaufes in das Stadtbild wurde dabei keine 
Rücksicht genommen. So entstand an den Oderufern 
bald ein ungeordnetes Gem isch von Wohnhäusern und 
W erkan lagen , die lediglich durch die Universität und die 
kirchlichen Bauten unterbrochen wurden (Bild 5, 6 und 7). 
W ährend andere Städte, w ie z .B . P a r i s ,  seit Jahr­
hunderten den größten W ert darau f legten, den die Stadt 
belebenden Flußlauf wirkungsvoll in die städtebauliche 
Gestaltung einzubeziehen, vernachlässigte man in Breslau 
die O der vollkommen. Im Gegenteil, die neuen öffent­
lichen Bauten wurden im Süden der Stadt abseits vom 
Strom und vom Verkehr errichtet. Lediglich der Regie­
rungsneubau fand seinen Platz zwischen der Lessing­
brücke und der Sandbrücke.

Ein w eiterer schwerer städtebaulicher Fehler w ar das 
Zuschütten und das überbauen des a l t e n  O h l e -  
l a u  f e s. Man hätte das G eb iet des alten Ohlelaufes 
unbedingt in vo lle r Breite von der Bebauung freihalten 
müssen. Dann hätte es heute keinerlei Verkehrsgesundung 
im mittelalterlichen Teil der Stadt mehr bedurft, sondern 
man hätte den gesamten Verkehr im Zuge dieser breiten 
Straße um den Stadtkern h e r u m l e i t e n  können. Da 
innerhalb des O hleringes der Stadtkörper keinen sehr 
großen Durchmesser hat, so würde er auch für die Durch­
lüftung der Innenstadt uns heute außerordentlich wert­
volle Dienste leisten. Das Freihalten des Ohleringes und 
das Freihalten des Stadtgrabens mit dem davorliegenden 
Festungsgebiet hätte die Stadt davor bewahrt, in den 
nächsten Jahrzehnten unverhältnism äßig hohe Kosten für 
die Gesundung des Innenstadtgebietes aufwenden zu 
müssen.

Im M ittelalter ging die S c h i f f a h r t  unmittelbar durch 
den Südarm der O der, also an der Stadt vorbei. Alle 
Schiffe mußten in Breslau anlegen, entladen und die 
W aren  auf den großen M arktplätzen zum Verkauf stellen. 
So w a r das Bild der O d er vor den Toren der Stadt 
außerordentlich belebt. H ier trat eine Änderung ein, als 
die alte O d er als erster Schiffahrts-Umgehungsweg aus­
gebaut wurde. Kurz vor dem Kriege wurde dann ein 
Großschiffahrts-Um gehungsweg gebaut, der den Verkehr 
in weitem Bogen um die Stadt herumleitet. Wenn dies 
auch verkehrstechnisch zw eife llos als großer Fortschritt 
zu bezeichnen ist, so hat der Strom innerhalb der Stadt 
durch diese M aßnahm e außerordentlich an Lebendigkeit 
verloren.

Heute bedeutet der Strom innerhalb der Stadt nur noch 
eine Lunge und eine E r h o l u n g s s t ä t t e  für die hier 
zusam m engeballte Bevölkerung. Die Folgerung muß sein, 
daß  man die an sich notwendige wirtschaftliche Nutzung 
des Stromufers au f bestimmte, fest umgrenzte Gebiete 
beschränkt und die übrigen Teile der O derufer prome­
nadenartig ausbaut. Erst nach der Machtübernahme war 
es möglich, an die Bereinigung dieser O derufer in groß­
zügiger W eise heranzugehen.

Die e r s t e n  M a ß n a h m e n  sind bereits eingeleitet 
in dem städtebaulich besonders unbefriedigenden Teil 
zwischen W erder- und W ilhelm sbrücke auf dem nörd­
lichen O deru fer. Der Block w ird bereits abgebrochen. 
An dieser Stelle w ird jetzt mit dem Bau des Arbeitsamtes 
Breslau begonnen, an das sich im Frühjahr der Bau des 
Finanzam tes Nord mit dem Postzollamt anschließt. W ei­
tere M aßnahm en werden im nächsten Jah re folgen.
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Die Behandlung der Außenwerbung
Ein Beispiel für die gesetzliche Regelung

Im ersten Heft des laufenden Jahrganges der Deutschen 
Bauzeitung schreibt Dr.-Ing. Helmut D e I i u s ,  Berlin, über 
die Behandlung der Außenreklam e in bebauten O rt­
schaften. Durch die gesetzliche Ordnung der W irtschafts­
werbung im neuen Reich und durch die darau f fußenden 
Bestimmungen des W erberates ist dem Reklameunwesen 
in der f r e i e n  L a n d s c h a f t  Einhalt geboten worden. 
Für die bebauten O rtsteile fehlen jedoch die erforder­
lichen Handhaben, um die W irtschaftswerbung in jene 
geordneten Bahnen zu lenken, die für die Gestaltung des 
Ortsbildes künftighin richtunggebend sein sollen.

In diesem Zusammenhang dürfte der Hinweis auf eine 
gesetzliche Regelung der Außenwerbung im Bereich eines 
landschaftlich und kulturlich besonders wertvollen 
deutsch-österreichischen G eb ietes, die den von Dr. 
Delius gestellten Forderungen weitgehend Rechnung zu 
tragen scheint, Beachtung finden.

Fast alle Bundesländer Ö sterreichs sind gegen die V er­
unstaltung der freien Landschaft durch ungezügelte 
Außenwerbung im V erlau f der N achkriegsjahre mit Hilfe 
von Naturschutzgesetzen eingeschritten, und zw ar nicht 
wie nunmehr im Reich im W eg e der ständischen Selbst­
verwaltung, sondern der alten Staatsordnung ent­
sprechend unmittelbar im W ege der öffentlichen V e rw a l­
tung der Länder. Störende Außenwerbung ist untersagt. 
Die Anbringung von Kundmachungen, Bekanntmachun­
gen und dgl. zu W erbezw ecken  bedarf der Bewilligung 
der politischen Bezirksbehörde. Die Entfernung störender 
Anschläge kann verfügt werden. Die Behörde ist hierbei 
an das sachverständige Urteil der zuständigen Landes­
fachstelle für Naturschutz gew iesen. Im einzelnen sind 
die Bestimmungen in jedem Bundeslande anders. Am ein­
gehendsten behandelt sie das Sa lzburger N aturschutz­
gesetz vom 16. 5. 192?, in dem es heißt:

§ 14. (1) Die Anbringung jeder A rt von p rivaten Ankündigungen 
(Kundmachungen, Bekanntm achungen und dg l.) zu Reklam ezwecken 
im Freien außerha lb  der geschlossenen O rtschaft w ährend einer 
Dauer von mehr a ls  v ie r  W ochen sow ie Änderungen so lcher A n­
kündigung bedürfen der Bew illigung  der politischen Bezirks­
behörde. Die Bew illigung  w irrd  au f höchstens d re i Jah re  erte ilt . 
Vor Erteilung der Bew illigung  ist d ie  betreffende Gem einde zu 
hören.

(2) Um die Bew illigung  hat e inzuschre iten , w er d ie Anbringung 
unmittelbar ve ran laß t . Im Einschreiten ist d ie  beabsichtig te  A n ­
kündigung p lan lich  oder ze ichnerisch  d arzu ste llen , und sind O rt, 
Größe, A rt, Inhalt und D auer der Ankündigung anzug eben ; au ß e r­
dem ist die Zustimmung des über den Anbringungsort Verfügungs­
berechtigten zur Anbringung nachzuw eisen , wenn der Einschreiter 
mit dem Verfügungsberechtigten nicht identsich ist.

(3) Die Bew illigung ist zu ve rsag en , wenn durch d ie Ankündi­
gung das Landschaftsbild  gestört oder verunstaltet werden w ürde.

(4) Die Ankündigung ist binnen e iner W oche nach A b lau f der 
Dauer, für d ie d ie Bew illigung  lau tet, wenn ab er zur Anbringung 
der Ankündigung gem äß dem A b satz (1) e ine Bew illigung  nicht 
erforderlich gewesen ist, in der fünften W oche nach der A n b rin ­
gung der Ankündigung von dem , der sie  unm ittelbar ve ran laß t 
hat, zu entfernen.

(5) Die politische Bezirksbehö rde hat innerhalb  e ines Jahres 
nach Inkrafttreten d ieses G ese tzes mittels Bescheides zu verfügen , 
daß Ankündigungen zu Reklam ezw ecken , d ie  im Zeitpunkte des 
Inkrafttretens d ieses G ese tzes bere its ang eb rach t sind und das 
Landschaftsbild verunsta lten , binnen e iner angem essenen, drei 
Monate nicht übersteigenden Frist zu entfernen sind . Zur Entfer­
nung der Ankündigung ist d e rjen ig e  ve rp flich te t, zu dessen G un­
sten die Ankündigung la u te t1) .
Ebenso w irksam e Handhaben gegen das W erb e­

unwesen i n n e r h a l b  d e r  g e s c h l o s s e n e n  O r t ­
s c h a f t e n  fehlen in den meisten Bundesländern. Für 
Vorarlberg bestimmt das N aturschutzgesetz, d a ß  die poli-

Dr.-Ing. Herm ann W engert

*) Diese Frist w urde später bis 31. 5. 1931 ausgedehnt.

tische Bezirksbehördedauernde Ankündigungen zu W erb e­
zwecken , die innerhalb der geschlossenen Ortschaft, aber 
freistehend angebracht sind, untersagen und den Be­
teiligten die Entfernung solcher Ankündigungen binnen 
angemessener Frist auftragen kann. In Tirol sind vie lfach 
besondere Gem eindepolizeivorschriften zum Schutz des 
Ortsbildes vor der Verunstaltung durch Außenwerbung 
verfügt worden, deren Handhabung beim Bürgermeister 
liegt. Am weitesten geht jedoch auch auf diesem G e ­
biete die gesetzliche Regelung im Bundeslande Salzburg . 
Das Salzburger Naturschutzgesetz bestimmt, daß dort, 
wo das Orts- oder Stadtbild wegen des eigenartigen G e ­
präges, das es der G em einde oder ihren Teilen verleiht, 
besonders erhaltungswürdig ist, die Landesregierung zur 
Sicherung seiner Erhaltung nach Anhörung der Gem einde 
die erforderlichen Vorschriften erlassen kann.

In zw ei Verordnungen vom 30. 5. 1931 und vom 9. 4. 
1932 wurden derartige Vorschriften für eine Reihe von 
Gem einden, darunter die Landeshauptstadt Salzburg , Bad 
Gastein und andere hauptsächlich für den Fremdenverkehr 
bedeutsame O rte erlassen. Sie lauten:

§ 1, (1) Die Anbringung jeder Art von privaten Ankündigungen
zu Reklam ezwecken im Freien innerhalb  der geschlossenen O rt­
schaft der Städte Sa lzb u rg , . . . sow ie Änderungen so lcher A n­
kündigungen bedürfen der Bew illigung des örtlich zuständigen 
Bürgerm eisters.

(2) D iese Vorschrift findet keine Anwendung au f:

1. das Anbringen (Aufkleben) von Ankündigungen a lle r  Art 
an den von der örtlich zuständigen Gemeindevorstehung 
hiefür bestimmten Orten und bereitgestellten Reklam etafeln,

2. ortsübliche Ankündigungen (Einladungen) zu V eransta ltun­
gen (Festlichkeiten , V orträgen , Bällen  u. d g l .) ,  d ie an den 
H äusern, wo d ie Veranstaltungen stattfinden, angebracht 
w erden ,

3 . äußere  Bezeichnung auf den festen Betriebsstätten oder 
Wohnungen der G ew erbetre ibenden , soweit d iese nicht 
Stecksch ilder sind , das übliche M aß nicht überschreiten oder 
von der gebräuchlichen Form nicht abgehen2) .

§ 2. (1) Um d ie Bew illigung (§ 1, Absatz 1) hat e inzuschreiten , 
w er d ie Anbringung unm ittelbar ve ran laß t . Im Einschreiten ist d ie 
beabsichtigte Ankündigung p lan lich  oder zeichnerisch darzuste llen , 
und sind O rt , G rö ß e , A rt , Inhalt und Dauer der Ankündigung an­
zugeben ; außerdem  ist d ie Zustimmung des über den Anbringungs­
ort Verfügungsberechtigten zur Anbringung nachzuw eisen , wenn 
der Einschreiter mit dem Verfügungsberechtigten nicht identisch ist.

(2) Die Bew illigung kann nur e rte ilt w erd en , wenn durch d ie  A n ­
kündigung das Landschafts- oder das O rtsb ild  nicht gestört oder 
verunstaltet w ird .

(3) Die Bew illigung w ird  auf höchstens zehn Jah re  erte ilt .

(4) Die Ankündigung ist binnen e iner W oche nach A b lau f der 
D auer, für d ie  d ie Bew illigung lau tet, von dem , der sie  unmittel­
b ar ve ran laß t hat, zu entfernen.

§ 3. (1) Der örtlich zuständige Bürgerm eister kann innerhalb
e ines Jahres nach Inkrafttreten d ieser Verordnung mittels Beschei­
des verfügen , daß Ankündigungen (§ 1) im Freien innerhalb  der 
geschlossenen Ortschaft der im § 1 (1) bezeichneten Städ te , M ärkte 
und O rtschaften , d ie im Zeitpunkte des Inkrafttretens d ieser V e r­
ordnung bereits angebracht sind und das Landschafts- oder O rts­
b ild  verunsta lten , binnen e iner angem essenen, sechs M onate nicht 
übersteigenden Frist zu entfernen sind . Zur Entfernung der A n ­
kündigung ist derjen ige  ve rp flich te t, zu dessen Gunsten d ie Ankün­

digung lautet.
(2) Der örtlich zuständige Bürgerm eister kann mittels Bescheides 

verfügen , daß  nach Inkrafttreten d ieser Verordnung ohne behörd­
liche  Bew illigung  angebachte Ankündigungen, w elche gem äß § 1 
e iner Bew illigung  bedurft hätten, vom unm ittelbaren A nbringer un­
verzüg lich  zu entfernen sind , wenn sie  das Landschafts- oder O rts­
b ild  innerhalb  der geschlossenen O rtschaft der im § 1 (1) bezeich ­
neten S täd te , M ärkte und O rtschaften stören oder verunstalten .

Die letzten Paragraphen regeln die Berufung gegen 
die Bescheide des Bürgermeisters und die Strafbestim ­

2) H ier setzt d ie  Zuständ igkeit der Bauordnung ein,.



mungen (Geldstrafen bis zu 200 Schilling oder Arrest bis 
zu zwei W ochen).

Da die Handhabung der Baupolizei g leichfalls beim 
Bürgermeister liegt, sind die Angelegenheiten des städte­
baulichen Aufbaues weitgehend in dessen Hände gelegt. 
Die Tatsache, daß  ihm häufig die erforderliche Urteils­
kraft nicht zu eigen ist und zumal in den kleinen O rt­
schaften an seiner Seite auch fachlich entsprechend be­
fäh ige Kräfte gewöhnlich fehlen, die in richtiger W eise 
zu wirken vermöchten, steht einem wirklich durchgreifen­
den Erfolg freilich im W ege . Und wenn sich nur einzelne 
und überdies vorwiegend Fremdenorte der besonderen

Fürsorge der Behörde erfreuen, so kann dies heute nicht 
mehr befriedigen. Denn nicht als Schaustücke für durch­
reisende Fremde wollen w ir einzelne vielbesuchte deutsche 
Landschaften und Städte gehegt und gepflegt wissen, son­
dern als G an zes und um a lle r jener einmal richtig erkann­
ten und nun zur Geltung zu bringenden unwägbaren 
W erte und großen Kräfte w illen , die das Erscheinungsbild 
der heimatlichen Natur- und Kulturlandschaften bietet. 
N ichtsdestoweniger weist der hier beschrittene Weg mit 
g roßer Deutlichkeit au f jene Notwendigkeiten und Mög­
lichkeiten hin, die in dem oben erwähnten Aufsatz be­
sonders herausgestellt wurden.

Die Arbeitskräfte im Baugew erbe Dipl.-Volkswirt Bruno Gleitze
Berlin

Die Zahl der im deutschen W irtschaftsleben für das 
Baugewerbe verfügbaren Arbeitskräfte ist im vergange­
nen Jahrzehnt weiterhin um ungefähr 300 000 auf rund 
2 Millionen angewachsen. Vor einem halben Jahrhundert 
zählte man kaum mehr als eine halbe Million.

Trotz der sommerlichen Beschäftigung waren zur Zeit 
der letzten Berufszählung, also im Juni 1933, fast 900 000 
der ermittelten Berufsangehörigen erwerbslos. Dabei 
zeigte das Jahr 1933 gerade im Baugewerbe schon deut­
liche M erkmale der W irtschaftsbelebung. Der ungeheure 
Druck, dem das Berufsleben des Baugewerbes neben der 
berufsüblichen winterlichen Arbeitslosigkeit während der 
Jahre der überwundenen W irtschaftslähmung ausgesetzt 
w a r, w ird in dem durch die Berufszählung gewonnenen 
Zahlenbilde überaus eindringlich sichtbar. Es wurden in 
der W irtschaftsgruppe Baugewerbe und Baunebenge­
werbe im Juni 1933 an h a u p t b e r u f l i c h e n  Erwerbs­
personen gezählt:

männliche weibliche insgesamt 
Erwerbstätige . 1 076251 29 382 1 105 633
Erw e rb s lo se . . 886 273 10897 897170

Zusammen: 1 962 524 40 279 2 002 803

über die seitdem erfolgte Verschiebung im Beschäf- 
tigtenstande mögen die Ergebnisse der Industriebericht­
erstattung einen Anhalt bieten, die das Statistische Reichs­
amt seit Jahren veröffentlicht. Danach betrug für das 
Baugewerbe die Zahl der beschäftigten A rbeiter in vH 
der F a s s u n g s k r a f t d e r  B e t r i e b e ,  also  in vH 
der höchstmöglichen Zahl von A rbeitern , die bei vo ller 
Besetzung a ller Betriebseinrichtungen beschäftigt werden 
können, jeweils im Monat Jun i:

1933 1 934 1 935
B a u in d u s t r ie ...........................2'3,1 51,0 68,4
Baustoffindustrie . . . .  48,6 65.1 66,0

O bgleich diese Berechnungen des Statistischen Reichs­
amtes nur einen großbetrieb lichen Ausschnitt geben, ist 
die Gesam tentwicklung der G eschäftslage des Baugew er­
bes zw eife llos richtig gekennzeichnet. Das Ausm aß der 
Beschäftigtenzunahme seit 1933 läßt eine beachtliche V e r­
mehrung der Arbeitskräfte im Bereich des Baugewerbes 
und Baunebengewerbes über die 2 M illionen hinaus ve r­
muten.

Das Vorherrschen des Klein- und M ittelbetriebes, vor 
allem im Baunebengewerbe, gibt der g e s e l l s c h a f t ­
l i c h e n  G l i e d e r u n g  der Berufstätigen ein deutliches 
G ep räg e . Die Selbständigen haben mit rund 12,5 vH

einen bedeutenden Anteil, verhältnism äßig gering ist die 
Angestelltentätigkeit, erst recht natürlich das Beamtentum. 
Die Berufszählung gliedert die 2,0 Millionen Erwerbsper­
sonen des Baugewerbes nach ihrer gesellschaftlichen 
Stellung. Und zw a r w aren im Juni 1933 tätig bzw. in 
ihrer letzten Stellung tätig gewesen a ls:

männ- weib- ins- 
liche liehe gesamt 

Unternehmer, Eigentümer usw. 246 023 4 922 250 945
leitende Angestellte u. Beamte 1 500 23 1 523
mithelfende Fam ilienangehörige 5 101 4 389 9 490
Beamte (nichtleitende) . . 12 714 119 12 833
Fach- u. techn. Angestellte . 71 696 783 72 479
Büro- u. kaufm. Angestellte 20 390 13 240 33 630
A r b e i t e r ........................................  1 605 100 16 803 1 621 903

N e b e n b e r u f l i c h  wird der Bauberuf erwerbs­
mäßig gew iß  öfter ausgeübt als im Durchschnitt der In­
dustrietätigkeit überhaupt. Trotzdem beträgt die Zahl der 
nebenberuflichen Bauarbeiter usw. nur ungefähr 3 vH der 
hauptberuflich im Baugewerbe Erwerbstätigen.

Die Berufsangehörigen des Bau- und Baunebengewer­
bes, der beschäftigten w ie der unbeschäftigten, ein­
schließlich ihrer Fam ilienangehörigen, soweit diese nicht 
in einem Hauptberuf erwerbstätig sind, zählten 1933 ins­
gesamt mehr als 4y2 M illionen Personen. 7 vH der deut­
schen Bevölkerung gehörten also zum Baugewerbe. Dieser 
Anteil ist fast so hoch w ie der des gesamten Handels­
gewerbes.

üb er die b e r u f l i c h e  G liederung bietet die letzte 
Berufszählung ausgezeichneten Stoff. Unter Einschluß der 
in berufsfremden Betrieben als Betriebsmaurer usw. Be­
schäftigten, sind auch die Berufsangehörigen der beson­
deren Bauberufe ausgezählt worden, und zw ar in Unter­
scheidung danach , ob in unabhängiger oder in abhängi­
ger Berufsausübung.

An Architekten, Technikern usw. wurden im Juni 1933 
ermittelt:

davon
in selb- in ab- waren 
ständ iger hängiger erwerbs- 
S te llung  Stellung los

Architekten und Baumeister
für H o c h b a u .................................. 17 422 Y 6 6 6 6  5 671

Landmesser, Verm .-Ing., M ark­
scheider ...............................................  787 4 485 332

Vermessungstechniker einschl.
Landm essergehilfen u. M ark­
scheidergehilfen ...........................  —  9093 1 168



Der überwiegende Teil der in abhäng iger Stellung Be-

davon
in se lb ­ in a b ­ w aren
ständ iger häng iger erw erbs­
Ste llung Stellung los

. . 32 710 446 341 198 770

. . 551 5 600 3 616

. . 172 15 578 10 648
21 971 167 902 77 762

137 3 319 2 037
. . 4 393 22 286 11 861

M a u r e r .............................

F lie s e n le g e r , P la t t e n s e  

B eto n fa ch arb e ite r

Z im m e rle u te  . • • •

Putzer ......................................
S tu c k a rb e ite r  . . .

D a g e g e n  is t  b e i  d e n  s o g e n a n n t e n  B a u n e b e n b e r u f e n  d e r  

Anteil d e r  S e lb s t ä n d ig e n  s e h r  e r h e b l i c h :

davon 
w aren 
e rw erbs­
los

16 287 
517 

8183 
101 029 
20 533 
13 890 

1 372 
1 688 
1 111 

712

D a c h d e c k e r  .....................................

B a u a n s c h l ä g e r ..............................

Glaser ..............................................
Maler und Lackierer . . .
Tapezierer, Polst., Dekorat.
Steinsetzer und Pflasterer .
B r u n n e n b a u e r ..............................

Fensterreiniger usw. . . .
S c h o r n s te in fe g e r  . . . .

Gerüstbauer..................................
Mehr als die Hälfte der männlichen A rbeiter gehört zu 

den g e I e r n t e n Fachkräften. W ie  die Betriebszählung 
festgestellt hat, sind im Baugew erbe (einschließlich des 
Baunebengewerbes) von 100 A rbe itern :

a) gelernte Facharbeiter und Betriebshandwerker . 58
b) angelernte F a c h a r b e it e r ..............................................................9
c) sonstige A r b e i t e r ............................................................................... 33

in se lb ­
ständ iger 
S te llung

14 468
74 

7 982 
78 305
15 556 
2 651
1 294
2 396 
4 663

60

in a b ­
häng iger 
Ste llung

36 774 
730 

16 320 
252 062 

38 396 
26 883 

3018 
4 699 
7 888 
1 693

Der Anteil der Gelernten liegt weit über dem Reichs­
durchschnitt a lle r G ew erbegruppen von Industrie und 
Handwerk, die Zahl der Angelernten ist deshalb unge­
wöhnlich niedrig.

Auch darüber, w ie groß die B e t r  i e b s e i n h e i t e n  
der verschiedenen W irtschaftszw eige sind, berichtet die 
gewerbliche Betriebszählung. Sie legt dabei die örtlichen 
Betriebseinheiten, die sogenannten gewerblichen N ieder­
lassungen zugrunde, 

a) Bauunternehmungen und Bauhandwerk:
N ieder­ Beschäf­

Betriebsgröße lassungen tigte

1 bis 5 Personen . . 89 171 160 740

6 „  10 11 223 84 854

11 „  50 . . . 11162 228 029
51 „  200 „  . . 1 448 124 402

201 „  1000 „  . . 150 50160

mehr als 1000 „  . . 4 4707

b) Baunebengewerbe:
N ieder­ Beschäf­

Betriebsgröße lassungen tigte

1 bis 5 Personen . . . . . 137 644 245 639

6 „  10 7 257 52 652

11 „  50 2717 46733

51 „  200 „  . . . . . 107 8 675

201 „  1000 „  . . 7 1 953

mehr als 1000 „  . . —

W ährend im eigentlichen Baugewerbe das Schwer-
gewicht bei den mittleren Betrieben liegt, überwiegen 
beim Baunebengewerbe bei weitem die Klein-, ja sogar 
die Kleinstbetriebe. A llerdings gibt die Übersicht den 
Stand vom Sommer 1933, was zu beachten ist, was aber 
den W ert der Zahlen für die Beurteilung des betrieb­
lichen Gefüges des Baugewerbes kaum beeinträchtigt.

DBZ-
Kurzaufgabe 14

Der rechts abgebildete Brunnen, 
aus dem Ergebnis eines ausländ i­
schen W ettbewerbs, läß t sich ve r­
mutlich noch anders gestalten. W ir 
stellen die A ufgabe , unter vö lliger 
Beibehaltung der technischen Ein­
richtung einen Brunnen zu ent­
werfen, der etwa auf dem M arkt­
platz einer deutschen Kleinstadt 
Aufstellung finden könnte. Die 
Ausführung soll in Terrakotta mög­
lich sein.

1. Preis 10 RM, 2. Preis 5 RM.

Alle Baugestalter und Studenten 
können sich beteiligen. Preisgericht 
ist die Schriftleitung der Deutschen 
Bauzeitung. Die Entscheidung ist 
(unter Ausschluß des Rechtsweges) 
unwiderruflich. In Tusche g eze ich ­
nete Einsendungen mit Verm erk 
„Kurzaufgabe 15" bis 11. N o ­
vember.
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Das neue Bahnhofsgebäude in Glogau neichsbohnoberr«. neri„ger
Frankfu rt a . d . O der

Das alte aus den Jahren 1862 und 1871 stammende 
Empfangsgebäude in G logau  (Bild auf Seite 876) hat 
am 10. M ai 1935 seine Pforten geschlossen. Ein stattlicher 
Neubau ist an seiner Stelle dem Betrieb übergeben worden.

Die bis ins Jah r 1908 zurückreichenden Bemühungen 
der Stadt G logau um eine durchgreifende Verbesserung 
der Bahnanlagen, insbesondere des ungünstig in Insel­
lage eingeengten Empfangsgebäudes und der schlech­
ten Zufahrtverhältnisse, führten, nachdem die vorberei­
tenden Arbeiten durch den W eltkrieg und seine w irt­
schaftlichen Folgen lange unterbrochen w aren , erst 1932 
zu dem Erfolg, daß  der Umbau nach einem gegen den 
ursprünglichen Entwurf stark eingeschränkten Plan be­
schlossen wurde.

Die Geländeverhältn isse und die Rücksicht auf be­
queme Zufahrt von der den stärksten Verkehr au fw e i­
senden Hohenzollernstraße führten zur Hochlage des 
Gebäudes und der Errichtung von Brücken als Verb in­
dung für Reisende und G ep äck  (Post) vom G eb äude zu 
den Bahnsteigen.

Der von der Stadt großzügig angelegte, noch unbe­
baute Bahnhofsplatz wird durch die breit entwickelte 
Gebäudem asse im Norden in voller Breite geschlossen. 
N ach dem Vorp latz zu ist das G eb äude gleichteilig ent­
w ickelt. Dem die querliegende Halle enthaltenden be­
herrschenden M ittelbaukörper sind ein westlicher Flü­
gel mit den W arteräum en, den W ohn- und W irtschafts­
räumen des Bahnwirts und ein östlicher Flügel mit G e ­
päck- und Eilgutabfertigung, Bahnhofskasse, Bahn- und 
Stadtposträumen angegliedert. Die Bahnhofsdiensträume 
liegen an der Nordseite im Untergeschoß. Das erste 
O bergeschoß enthält W ohnungen und Ubernachtungs- 
zimmer, das zweite O bergeschoß westlich Angestellten- 
und W irtschaftsräum e des Bahnwirtes, östlich neben 
Lagerräumen des Bahnhofs zw ei kleinere W ohnungen.

Die guten Belichtungsverhältnisse im Untergeschoß an 
der Nordseite führten dazu , die W arteräum e überein­
ander anzuordnen. Eine übertriebene Höhe, w ie sie 
v ie lfach ältere W artesä le  aufweisen, konnte so zugunsten 
einer behaglichen Raumwirkung, die durch die H o lz­
täfelung der W änd e  unterstützt w ird , verm ieden werden. 
Sonderzimmer, Vereinszimm er und eine vom Vorp latz

unmittelbar zugäng liche Bierstube im Untergeschoß er­
gänzen die A n lag e , die Reisenden w ie Stadtgästen einen 
angenehmen Aufenthalt gewähren soll.

Die Küchenanlage liegt in der Höhe des oberen W arte­
saales II. K lasse und ist durch einen elektrischen Aufzug 
mit dem Ausschank III. K lasse verbunden. Eine elek­
trische voll-selbsttätige Kühlanlage im Bierkeller, an den 
Schanktischen und in der kalten Küche sorgt für ein­
w andfre ie  Speisenaufbewahrung und Getränkekühlung. 
Die Entlüftung der W artesä le  erfolgt durch im obersten 
G eschoß aufgestellte Absauger.

Eine besondere Treppenhalle vermittelt die Höhen­
unterschiede zwischen den W artesälen und der Emp­
fangshalle . Der behaglichen W irkung der Warteräume 
entspricht hier ein festliches G ep räge . Die große Höhe 
des Raumes, die zartfarb ig  verglasten aufstrebenden 
Fenstergruppen und die Terrakottenverkleidung der unte­
ren W änd e erhöhen diese W irkung. Dem durch einen 
W indfang geschützten Haupteingang gegenüber liegen 
die mit Sp iegelg las verg lasten, einen Einblick in die Fahr­
kartenausgabe gewährenden Fahrkartenschalterfenster, 
westlich davon der Zugang zu der Personenbrücke mit 
A bortan lage, gegenüber außer Nebenräumen für Schaff­
ner, Bahnhofsmission und Fernsprecher zwei eingebaute 
Verkaufsstände und eine neuzeitliche Auskunft. An die 
Haupthalle , die noch die Schalter für Handgepäckauf­
bewahrung enthält, schließen sich die Gepäck- und Eil­
gutabfertigung mit besonderem Zugang vom Bahnhofs­
vorp latz und besonderer G epäckkasse , am Vorplatz die 
Bahnhofskasse, dann w eiter Bahnposträume und ein 
kleines Stadtpostamt an. Die Zufahrt zur Gepäck- 
(Post-) Brücke erfolgt durch eine gemeinsame mit dem 
östlich liegenden Ladehof unmittelbar verbundene 
Zwischenhalle .

Die W änd e des G epäckraum es, der Postpackkammer 
und Zw ischenhalle sind durch Terrakottenverkleidung ge­
schützt. Die Bahnhofkasse und das Stadtpostamt haben 
Holztäfelung erhalten.

Die Durchgangsräum e für die Fahrgäste haben Kunst­
steinfußboden, die G epäck- und Posträume Asphalt­
p lattenbelag, die unteren W arteräum e Stabboden, die 
oberen W arteräum e und a lle  Dienst- und Wohnräume 
Linoleum fußboden, die Aborte Fliesenbelag erhalten. 
Das G eb äude w ird durch eine W armwasserpumpen­
heizung erwärm t.

Der Bau ist bis auf das für die W andverkleidung be­
nutzte Holz ganz aus unverbrennlichen Baustoffen er­
richtet. A lle  Stürze sind als Eisenbetonbalken ausgeführt, 
die Decken als Hohlziegel- oder Hohlkörperdecken. Die 
W änd e bestehen aus Z iegelm auerwerk.

Die Außenansichten sind mit Klinkern verblendet, die 
Ansichten am Bahnhofsplatz durch sparsame Verwen­
dung von W erkstein bereichert. Bildnerischen Schmuck 
sollen noch der Haupteingang und die seitlichen Ein­
gänge zum Postamt und zur Bierstube erhalten.

Die Baukosten betrugen einschließlich innerer Aus­
stattung rund 750 000 RM.

Die im Herbst 1932 begonnene Bauausführung fiel in 
eine Zeit drückendster Arbeitslosigkeit und konnte so 
zah lre ichen Volksgenossen zu A rbeit und Brot verhelfen. 
Der Bau des Em pfangsgebäudes wird eine regere Bau­
tätigkeit zur Folge haben, da die Stadt G logau nunmehr 
in der Lage ist, den ganzen bisher unbebauten Stadtteil 
südlich des N eubaus der Bebauung zu erschließen
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Ansicht des neuen G logauer Empfangsgebäudes vom Vorplatz aus
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7

Die Rückansicht des Bahnhofsgebäudes

Im Bemühen um d ie Klärung grundlegender Voraussetzungen für 
d ie Gestaltungsfragen Im Bauwesen versuchen' w ir  ständig an aus­
geführten Entwürfen und W ettbew erbsergebnissen einen sich an­
bahnenden Gestaltungsausdruck aufzuzeigen . Es kommt uns h ierbei 
w en iger darau f an , nur künstlerisch abgerundete Leistungen zu ve r­
öffentlichen, a ls  vielm ehr d ie Äußerungen e iner w irklich  deutschen 
Baugesinnung auch dort zu ze ig en , wo das W erk an sich etwa eine 
Vollendung noch nicht erre icht hat. Beim Fortschreiten auf diesem 
W ege kommt es darau f an , d ie verschiedenen Ausgangspunkte für 
den Bau versch iedener Gebäudegattungen deutlich zu machen. 
V ie lle ich t haben w ir a llzu  schnell vergessen , d aß  w ir nach dem 
Kriege W ohnhäuser w ie  Fabriken oder Sch iffe , Lichtsp ielhäuser w ie  
Theater usw. bauten. Darum sei daran erinnert, daß es genau so

übel Ist, Bahnhöfe a ls  Landhäuser, Ste llw erke  a ls  V illen , Fabriken 
als  Paläste usw. zu bauen. So , w ie  Elsenbahnküchen nur für die 
Eisenbahn m aßgebend sind , Schiffskojen nur für Schiffe usw., so 
w ird  auch der Ausdruck z . B . von Verkehrsbauten ebenso sein e ige­
nes G ep räg e  haben, w ie  W ohnhäuser, Kirchen oder öffentliche 
Bauten. Nachdem  w ir  in den Heften 42 und 43 der DBZ Einfam ilien­
häuser für Anspruchsvo llere  und Reihen- und Doppelhäuser für 
M inderbem ittelte In vo rb ild lich e r Bauweise aufgezeig t hatten, wollen 
w ir  mit der heutigen Veröffentlichung des Bahnhofsneubaus in 
G lo gau  einen Beitrag  lie fe rn  für d ie  Gestaltung eines Verkehrs­
gebäudes. W ie  schon anfangs betont, kommt es uns nicht zuerst 
d a rau f an , e ine vo llendete  Leistung zu ze ig en , sondern Schöpfungen 
herauszustellen, d ie in unserem Sinne entwicklungsfähige Ansätze zeigen.

B.

Das alte Empfangsgebäude
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Gestaltung der Vorplatzseite im Entwurf
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Gepäckbrücke mit Aufzügen

Bahnsteig, Treppenaufgang und Fußgängerbrücke
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Die Schalterhalle. Links Eingang, rechts hinten Ausgang zu den Bahnsteigen



Zugang zur Fußgängerbrücke und den Bahnsteigen
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W irtschaftsum schau

Wohnungswirtschaft
K e i n e  W o h n u n g s z w a n g s w i r t s c h a f t .  Der 
Reichsarbeitsminister hat in einem Erlaß  an die Länder 
die W ohnungszwangsw irtschaft für a lle  Zukunft ab ­
gelehnt, zumal das Beschlagnahm erecht für leerstehende 
Wohnungen nicht geeignet sei, Schwierigkeiten des W o h ­
nungsmarkts in einer Gem einde zu beseitigen.

B e r l i n  f ö r d e r t  d a s  B a u e n .  In einer Unterredung 
mit dem Vertreter des Deutschen Nachrichten-Büros hat 
Staatskommissar Dr. Lippert betont, daß  es im W inter die 
dringlichste Aufgabe sei, in enger, möglichst abgekürzter 
Zusammenarbeit der beteiligten Stellen a lle  Kräfte an­
zuspannen, um jedem Baulustigen eine rasche und zw eck­
mäßige Verw irklichung seiner Pläne zu ermöglichen. 
Hand in Hand damit w erde geprüft werden müssen, w ie 
weit man bei Schließung von Baulücken durch ent­
sprechende Gestaltung der Anliegerbeiträge neuen A n­
reiz zur Errichtung von Neubauten bieten kann. 

N o t w e n d i g k e i t e n  d e r  B e r l i n e r  W o h ­
n u n g s w i r t s c h a f t .  Im „W irtschaftsb latt der In­
dustrie- und Handelskam m er zu Berlin", Nr. 29, betont 
Staatsrat Reinhart die Notwendigkeit, daß  die Bauw irt­
schaft bei dem zu erwartenden Rückgang der öffentlichen 
Arbeitsbeschaffungsaufträge bestrebt sein müsse, in ge­
meinsamer A rbeit mit ändern W irtschaftszw eigen neue 
Auftragsbestände zu schaffen . Aus dem vorübergehen­
den W ohnungsüberangebot sei durch W irtschafts­
belebung und Bevölkerungspolitik ein wachsender Mangel 
an kleinen und kleinsten W ohnungen entstanden. Im 
gleichen Heft, das besonders der Berliner Bauwirtschaft 
gewidmet ist, fordert Dr. Knüttel, Leiter der Fachabteilung 
Hochbau der W irtschaftsgruppe Bauindustrie, die A u f­
stellung eines großzügigen Arbeiterwohnstätten-Bauplans, 
den er für Berlin für besonders dringend hält.

D e r  W o h n u n g s z u g a n g  1935. Für 1935 w ird der 
Rohzugang an Neu- und Umbauwohnungen auf 250 000 
bis 300 000 W ohnungen geschätzt gegen etwa 320 000 
Wohnungen im V orjah r. Das deutet auf eine gegen das 
Vorjahr wesentlich erhöhte Neubautätigkeit, da ja in­
folge des Aufhörens der besonderen Förderungsm aß­
nahmen des Reichs für Umbauwohnungen deren Zahl 
1935 stark zurückgegangen ist.

R i c h t l i n i e n  f ü r  d e n  B a u  v o n  V o l k s w o h ­
n u n g e n .  In den an die Regierungen der Länder ge­
sandten Richtlinien des Reichsarbeitsministers für die För­
derung des Baues b illiger Volkswohnungen sind diese 
Wohnungen unter allen  Umständen bevorzugt in Flach­
bauweise zu errichten, sofern das dazu geeignete G e ­
lände nicht zu teuer und in ausreichendem  Umfang be­
schafft werden kann. Keinesfalls darf ab er die Zusam ­
menlegung von Volkswohnungen in mehrgeschossiger 
Bauweise zu überw iegender Förderung mehrgeschossiger 
Bauten führen. Die Erstellung kleiner Einfam ilienhäuser 
mit einer zweiten W ohnung im Dachgeschoß hat sich be­
währt. Für Geschoßwohnungen w ird die Anordnung von 
drei W ohnungen in jedem G escho ß , das „D re ispänner­
muster", em pfohlen, weil damit die zw eckm äß ige V e r­
größerung durch Zusam menlegung von drei W ohnungen 
in zwei erm öglicht w ird . Die Volkswohnungen sollen 
möglichst nicht für sich a lle in , in geschlossenen Bau­
anlagen für einen bestimmten Bevölkerungskreis, sondern 
verstreut errichtet w erden .
Z u r  S e n k u n g  d e r  g e m e i n d l i c h e n  B a u ­
l a n d p r e i s e .  N ach  der neuen Gem eindeordnung sind 
die Gem einden verp flichtet, das Gem eindeverm ögen 
pfleglich und w irtschaftlich zu verw alten . Um den G e ­

meinden trotzdem eine zur Förderung der privaten W ohn­
bautätigkeit erwünschte Senkung der Baulandkosten zu 
ermöglichen, hat der Reichsinnenminister in einer Erk lä­
rung gegenüber dem Reichsstand des Deutschen H and­
werks festgestellt, daß die Gem einden bei der A bgabe 
von Gem eindebauland zu ermäßigten Preisen stets Ver­
ständnis bei den Aufsichtsbehörden finden werden. Die 
Ermäßigungen müßten sich jedoch innerhalb der durch 
die Gem eindeordnung gezogenen allgemeinen Grenzen 
halten.

D ie  R e i c h s p o s t  a l s  B a u h e r r .  N ach ihrem G e ­
schäftsbericht für 1934 hat die Deutsche Reichspost ihre 
Bautätigkeit auf der Höhe des Vorjahrs gehalten. Neben 
der Errichtung der für den Postbetrieb erforderlichen 
Dienstgebäude hat sich die Reichspost an der Förderung 
des Kleineigenheim baues durch Hergabe von 115 Bau­
darlehen in Höhe von etwa 300 000 RM beteiligt. Bei 
der Unterbringung versetzter Beamter hat sich die Reichs­
post w ie bisher darauf beschränken können, die zu hohen 
Neubaumieten durch Zinsnachlässe für Baudarlehen und 
durch Zinszuschüsse für Bauhypotheken zu senken.

Baugeldwesen
R e g e  B e l e i h u n g s t ä t i g k e i t  b e i  d e r  L a n ­
d e s p f a n d b r i e f a n s t a l t .  In seinem Bericht über 
die ersten 9 Monate 1935 teilte der Verwaltungsrat der 
Preußischen Landespfandbriefanstalt mit, daß  die Anstalt 
zum ersten M ale w ieder Hypotheken in größerem Umfang 
gewähren und abrechnen konnte. Die W irtschafts­
belebung habe endlich w ieder P fandbriefabsatz und Be­
leihungstätigkeit ermöglicht, während gleichzeitig die 
Zinsrückstände sich fühlbar vermindert hätten. Die Be­
leihung von Einfam ilienhäusern träte immer mehr in den 
Vordergrund, so daß  die Durchschnittshöhe der Be­
leihungen bei der Anstalt auf 5600 RM gesunken sei. 
W ährend der letzten Jahre hätten sich die Kleinbeleihun­
gen als krisenfester erwiesen als die Beleihung größerer 
Bauten.
F i n a n z i e r u n g  d e r  B a u w i r t s c h a f t d u r c h  
d i e  S o z i a l v e r s i c h e r u n g .  Bei der Angestellten­
versicherung hat das aus dem Einnahmenüberschuß ge­
bildete Reinvermögen im ersten H alb jahr 1935 um 89,6 
M illionen RM zugenommen, bei der Invalidenversicherung 
um 78,1 M illionen. Bei beiden Trägern ergibt sich eine 
Zunahme des Reinvermögens um 167,7 M illionen. Davon 
wurden 104,6Millionen in W ertpap ieren angelegt und dien­
ten so der Arbeitsbeschaffung (Reichsschatzanweisungen). 
Die Hypothekenbestände sind um 12,1 M illionen RM ge­
stiegen, wobei der Hauptteil auf W ohnungsneubauten 
entfällt, die von der Angestelltenversicherung gefördert 
worden sind. Im Juli sind Verm ögenszuwachs und H ypo­
thekenausleihungen noch stärker gestiegen als im M onats­
durchschnitt des ersten Halb jahrs.

B a u g e l d h e r g a b e  d u r c h  d i e  ö f f e n t l i c h -  
r e c h t l i c h e  V e r s i c h e r u n g .  N ach dem Bericht für 
1934 entfallen beim Verband öffentlich-rechtlicher Lebens­
versicherungsanstalten etwa drei Fünftel der bewilligten 
Hypothekendarlehnsbeträge auf das flache Land und 
die kleinen Städte. 36,7 vH des Gesam tbetrages kommen 
auf Hypothekendarlehn bis zu 10 000 RM. —  Bei dem V er­
band öffentlich-rechtlicher Feuerversicherungsanstalten 
hat sich 1934 das Reinvermögen um 44 M illionen auf 380 
M illionen RM erhöht. Von dem Zuwachs ist der größere 
Teil in Reichs- und Staatsanleihen, ein erheblicher Teil 
ab er auch in der Baugeldhergabe für Neubauten an ­

gelegt worden.
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D ie  B a u g e l d z u t e i l u n g e n  d e r  B a u s p a r ­
k a s s e n .  Nach dem Stand vom 31. August 1935 haben 
die bisherigen Baugeldzuteilungen a lle r öffentlichen Bau­
sparkassen rund 121 Millionen betragen. —  N ach der 
amtlichen Erhebung über die Tätigkeit der endgültig zu­
gelassenen 52 privaten Bausparkassen haben diese 
Kassen von ihrer Gründung an bis Ende 1934 542,9 M il­
lionen RM Baugelder (einschließlich des Sonderkredits 
und der Fremdgelder) zugeteilt.

D ie  V e r t e i l u n g  d e r  R e i c h s b ü r g s c h a f t e n .  
Bis Mitte September 1935 ist nach Mitteilung der Deut­
schen Bau- und Bodenbank für rund 106 Millionen RM an 
Zweiten Hypotheken die Reichsbürgschaft gewährt w or­
den. Von den Geldern stammten 58,2 Millionen RM von der 
Angestelltenversicherung, 16,2 Millionen von Stadt- und 
Kreissparkassen, 6 Millionen von Staats- und Gem einde­
banken, 6,2 Millionen von der Landespfandbriefanstalt 
und 7,5 Millionen von der privaten Versicherung. 

A u s b a u  d e r  B a u w e s e n v e r s i c h e r u n g .  Nach 
einjährigem Bestand der Bauwesenversicherung sind nach 
Mitteilung der A llianz und Stuttgarter Verein Versiche- 
rungs-AG. Versicherungsverträge für Bauten a ller Art in 
allen Teilen des Reichs abgeschlossen worden. Auch in 
Zukunft sei der Versicherungsnehmer grundsätzlich am 
Verlauf seines W agnisses mit einem Selbstbehalt in jedem 
Schadensfall zu beteiligen. Die vorkommenden Schaden­
fälle  sollen künftig von einer einzigen Stelle bearbeitet 
und zur Schadenverhütung ausgewertet werden.

Baustoffe
D ie  R e g e l u n g  d e r  H o l z v e r s o r g u n g .  Nach 
dem „G esetz über die Marktordnung auf dem G eb iet 
der Forst- und Holzw irtschaft" vom 16. O ktober 1935 ist 
der Reichsforstmeister ermächtigt, die Erzeugung, den 
Absatz, die Preise und die Preisspannen von Holz und 
Holzerzeugnissen zu regeln (RGBl. I 1935/113). —  Nach 
einem Erlaß des Reichsforstmeisters wird der Holzein­
schlag 1936 w ieder um 50 vH höher liegen als der p lan­
mäßige Jahreseinschlag. Der Erlaß bestimmt ferner, daß 
unbedingt für eine Aufrechterhaltung der geltenden 
Preise auf dem Holzmarkt zu sorgen sei. Die Rohholz­
preise müssen auf der gleichen Höhe w ie im Vorjahr ge­
halten werden. Deshalb bleibt auch bei den Staatsforst­
verkäufen der Verkauf durch Holzversteigerung grund­
sätzlich ausgeschlossen, der Verkauf erfolgt auch in Zu­
kunft freihändig zu festem Preis.

W e i t e r  s t e i g e n d e r  Z e m e n t a b s a t z .  Der A b ­
satz der deutschen Zementindustrie ist im September auf 
975 000 t gestiegen. Im September 1934 hatte er nur 
607 000 t und im September 1933 nur 392 000 t betragen. 
In der Zahl für 1935 ist allerdings auch der Außenseiter­
absatz enthalten, er beträgt aber im monatlichen Durch­
schnitt nur etwa 9 vH des Gesam tabsatzes.

Um  d i e  Z e m e n t p r e i s e .  N ach Äußerungen von 
Sachverständigen sollen die gegenwärtigen Zementpreise 
außergewöhnlich niedrig sein. Die G roßverbraucher ge­
nössen Sonderpreise, und die von ihnen vorgeschriebenen 
Gütebedingungen verursachten höhere Herstellungs­
kosten. Die Leiter der Zementunternehmen schätzen die 
gegenwärtige Ausnutzung der Erzeugungsfähigkeit auf 
65 bis 70 vH.

Hausbesitz
D ie  H a m b u r g e r  H a u s b e s i t z e r  f o r d e r n  
e i n e  „ G r u n d b e s i t z - K a m m e  r" . Der Vorsitzende 
des Ham burger Grundeigentüm ervereins, Staatsrat Bar- 
tholatus, regt einen den ganzen deutschen Haus- und 
Grundbesitz umfassenden Zw angsverband an, dessen 
Träger der Zentralverband der deutschen Haus- und 
G rundbesitzervereine sein könne. Ferner sei die Errich­
tung einer Reichs-Grundbesitz-Kammer als Abteilung der 
Reichswirtschaftskammer erstrebenswert.

M arktlage
R e i c h s k e n n z a h l e n  d e r  B a u k o s t e n .

1928/30 =  100 * UB"st. September
(Voriahrszah len

in Klammern)

Steine und . E r d e n .........................  73,2 (73,8) 73,2 (73,6)
S ch n itth o lz .............................................  80,3 (78,7) 80,2 (79,1)
B a u e i s e n .............................................  86,6 (86,4) 86,6 (86,4)
Baustoffpreise zusammen . . . 76,3 (76,2) 76,3 (76,2)
L ö h n e ........................................................... 69,5 (69,5) 69,5 (69,5)
Preise f. fert. A rb . d. N ebengew . . 77,2 (77,1) 77,3 (77,2)
G esam tko sten .......................................  74,9 (75,6) 74,9 (75,6)

Bezogen auf die Preise und Löhne von 1913 (vgl. die 
Kennzahlen der Lebenshaltungskosten und der Baustoff­
preise in Heft 43, Seite 864) betrug die Kennzahl der G e­
samtbaukosten im September 1935 130,9 (132,1) und im 
August 1935 130,9 (132,1).

B ö r s e n k e n n z a h l e n .
Septem ber- Wochendurchschnitte 
durchschnitt 7.-12. Okt. 14.-19. Okt.

Hypothekenbank-Pfandbriefe . 96,35 96,17 96,10
öff.-rech tl. Pfandbriefe . . . 94,96 94,80 94,69
Kommunalobligationen . . . 93,91 93,62 93,59

K u r s d u r c h s c h n i t t e  d e r  B e r l i n e r  B ö r s e .
1 9 3 4 21, Okt. 1935

Höchstst. Tiefststand

Aktien d. Bauunternehmungen . 114,9 110,5 108,4
Aktien d. Baustoffgesellschaften 97,1 57,8 101,0
Sämtliche A k t i e n ............................  97,6 80,2 108,2

B e r l i n e r  B a u t ä t i g k e i t .  Die baupolizeilichen 
N achweise für Septem ber ergeben folgendes Bild (Vor­
jahrszahlen in Klam m ern):

Durch Bauerlaubnis genehmigt:

G e b ä u d e   526 (628)
Darunter W o h n g e b ä u d e   462 (577)

Begonnen wurden:
G e b ä u d e  590 (688)
Darunter W o h n g e b ä u d e   530 (657)

Gebrauchsfertig  abgenom m en:
G e b ä u d e  ¿28 (737)
Darunter W o h n g e b ä u d e   570 (704)
ö f f .  u. gew . B a u te n .......................................................... 58 (33)

In Neubauten entstandene W ohnungen:
Kleinwohnungen (1— 4 R ä u m e )...........................  777 (1072)
Mittlere W ohnungen (5— 6 Räume) . . . 1 8 9  (231) 
G rö ßere  W o h n u n g e n ...............................................94 (67)

Rechts- und Steuerfragen
Vorsicht bei der Aushebung von Baugruben

Zwei Grundstücksbesitzer verklagten einen gemein­
samen Nachbarn auf Schadensersatz, weil ihre Häuser 
durch eine vom N achbar dicht an der Grundstücks­

grenze ausgehobene Baugrube die Standfestigkeit ver­
loren hatten, Risse im M auerw erk zeigten und sich seit­
lich neigten. Es wurde festgestellt, daß  die Ausschach­
tungsarbeiten zusammen mit der A n lage einer Spund­



wand, die gerade mit Rücksicht aut die durch die Aus­
schachtung drohenden G efah ren  errichtet worden w ar, 
den Boden unter den G eb äuden  der K läger in Be­
wegung gesetzt und ihnen die erforderliche Stütze ge­
nommen hatte. Der Beklagte wurde für schadensersatz­
pflichtig erklärt.

Das R e i c h s g e r i c h t  sagt dazu folgendes-. N ach 
dem Sachverhalt hat der Beklagte als Grundstücksbe­
sitzer und Bauherr gegen die zum Schutze des N a ch ­
barn gegebene Vorschrift des § 909 BG B verstoßen ; 
denn die Schädigung der K läger ist auf die durch den 
Beklagten veran laß te  Grundstücksvertiefung zurückzu­
führen. A llerdings ist eine v o r s ä t z l i c h e  Schäd i­
gung nicht ersichtlich. Der Beklagte wollte den in Aus­
sicht genommenen Bau schnell fördern , hat aber trotz­
dem für den Schutz der K läger zu sorgen versucht. Die 
betreffenden M aßnahm en w aren  ernst gemeint, haben 
erhebliche Kosten verursacht und wurden von ihm d a­
mals für wirksam gehalten. Der Beklagte ist aber f a h r ­
l ä s s i g  schuldhaft an die Ausschachtung herangegan­
gen. Es bedeutet keine Überspannung der an ihn zu 
stellenden Anforderungen, daß  er bei der G rö ß e  und 
Gefährlichkeit des Unternehmens ruhiger und gründ­
licher an die Belange des N achbarn  hätte denken und 
entsprechend handeln sollen. W ä re  das geschehen, so 
wäre die Schädigung der N achbarg ebäude vermieden 
worden. Der Beklagte durfte den Bau keinesfalls unter­

M änner vom Bau

P a u l S c h m it th e n n e r , der Käm pfer 
für Anstand und W ürde in d er Bau­
kunst, w irkt seit 1918 als Professor an 
der Technischen Hochschule Stuttgart. 
Er schuf d ie G artenstad t S taa ken , das 
H ausdes Deutschtums in S tuttgart, die 
Schule in Zuffenhausen und v ie le  
S iedlungen und E inze lhäuser

nehmen, ehe er nicht nach sorgfältiger Prüfung zu der 
begründeten Überzeugung kommen konnte, der Bestand 
der Nachbargrundstücke sei auf jeden Fall sichergestellt. 
Blieb bei ihm —  w ie im vorliegenden Falle festgestellt 
ist —  doch noch ein Rest von Zweifeln zurück, ob das 
der Fall sei, so mußte er den Bau zunächst unterlassen, 
oder er muß den Schaden ersetzen.

Der vom Beklagten erhobene Einwand mitwirkenden 
Verschuldens der K läger, weil ihre G ebäude schlecht ge­
gründet und nachlässig instand gehalten gewesen seien, 
weil sie auch die Verankerung der Spundwand unter­
sagt hätten, ist im Vordergericht mit zutreffenden G rün­
den zurückgewiesen worden. (V 441/34. — 26. 6. 1935).

N eue Bücher Lieferung übernimmt die Deutsche Bauzeitung, Abteilung Buchvertrieb, Berlin SW  19

D ie  s t e u e r l i c h e n  u n d  s o z i a l e n  L e i ­
st  u n g s p f I i c h t e n d e s  H a u s b e s i t z e s  i n  
P r e u ß e n .  Vorträge, herausgegeben von Dr. Frank, 
Berlin (Schriften des Preußischen Landesverbandes der 
Haus- und G rundbesitzervere ine eV ). 116 Seiten. 1935. 
C. H. Beck'sche Verlagsbuchhandlung München und 
Berlin. Steifgeheftet 2 RM. (136)

Das Buch bringt sechs Vorträge, die auf einer Schulungs­
und Arbeitstagung der Haus- und Grundbesitzervereine 
in Köln gehalten wurden. (1) A llgem einer Überblick über 
die steuerlichen und sozia len  Leistungspflichten des Haus­
besitzers. (2) W esen und Erhebungsart der preuß. G rund ­
vermögen- und Hauszinssteuer. (3) Die Erhebung von 
Anliegerbeiträgen nach § 15 des Fluchtliniengesetzes. 
(4) Das Recht zur Enteignung von Grundeigentum und die 
geltenden Entschädigungsgrundsätze. (5) Die Erhebung 
von Gebühren und Beiträgen nach dem preußischen 
Kommualabgabenrecht. (6) Die Abgeltung von Betriebs­

kosten in der M iete.
Die Verfasser bringen in ausgezeichnet sachlicher, 
knapper und doch um fassender Form den Inhalt der be­
stehenden Steuergesetze und die sich daraus ergeben­
den steuerlichen Pflichten des Haus- und Grundbesitzes 
wieder, ohne einen starken und meist berechtigten Tadel 
zu scheuen. Ebenso w ird die ausschlaggebende Bedeu­
tung des Haus- und G rundbesitzes für Staat und W irt­
schaft herorgehoben. Die Ausführungen über die Er­
hebung von An liegerbeiträgen sind von außerordent­
licher Klarheit. Begriffe w ie z .B .  „vo rhandene S traße" , 
„historische S traß e " , die gerade in den letzten Jahren oft 
erörtert wurden, werden besprochen. G e ra d e  dieser 
Abschnitt ist trotz der Kürze außerordentlich  inhaltreich. 
Der Abschnitt „Ente ignung" bringt die Fülle der Enteig­
nungsgesetze und Enteignungsverfahren, die gerade in 
den letzten Jahren  geschaffen sind. Es liegt hier ein

wirkliches „Schulungswerk" vor, das beispielhaft ist. 
W enige Bücher kann man dem Bauwirtschaftlicher so 
warm zur Durcharbeitung empfehlen w ie dieses. Runge

D a s  R e i c h s s i e d l u n g s g e s e t z .  Vom G e ­
heimen Regierungsrat Richard Haack. 312 Seiten. 
Deutsche Landbuchhandlung G . m. b. H ., Berlin. 1935. 
Steifgeheftet 10 RM, gebunden 12 RM. (162)

Das Buch von Haack ist für jeden, der mit Landesplanung, 
insbesondere aber mit Siedlungsaufgaben beschäftigt ist, 
unentbehrlich. Es enthält neben dem eigentlichen Reichs­
siedlungsgesetz a lle  Ergänzungsgesetze, Ausführungsbe­
stimmungen und die Siedlungsvorschriften für Preußen. 
Die Schrift zerfä llt in einen kleineren Teil von etwa 
23 Seiten, der a lle  einschlägigen G esetze im W ortlaut 
bringt, und in einen größeren Teil von 130 Seiten, der die 
G esetze erläutert. Ein Anhang enthält die preußischen 
G esetze und ihre Erläuterungen. Am Schluß des Buches 
befindet sich ein Schlagwortverzeichnis, welches a lle r­
dings etwas ausführlicher gehalten sein könnte. Sehr.

W ä r m e b e d a r f s b e s t i m m u n g  v o n  K i r c h e n .  
Mitteilung aus der Versuchsanstalt für Heiz- und Lüf­
tungswesen der Technischen Hochschule Berlin. Von 
Prof. Dr.-Ing. G röber und Dipl.-Ing. Sze ler. 7 Seiten, 
2 Abbildungen, 5 Tafeln . (Beiheft 35, Reihe 1, zum 
„Gesundheits-Ingenieur", Vorzugspreis für Bezieher der 
Zeitschrift 2,10 RM. Verlag  von R. O ldenbourg , 
München. 1935. Steifgeheftet 2,50 RM. (132)

Die vorliegende Schrift ist ein wertvo ller Beitrag zur 
Frage der Kirchenheizung. Umfangreiche Formeln und 
Zahlentafeln geben dem Architekten und dem Ingenieur 
einen Einblick in die neuesten Berechnungsverfahren. 
Das Heft ist daher jedem auf diesem G eb iete Tätigen zu 
em pfehlen. W end land
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W ir lesen
in der Zeitschrift „Bauen Siedeln W ohnen", Heft 19/20, 
folgende Ausführungen des Baurats Schulte-Frohlinde, des 
Leiters der Bauabteilung der Deutschen Arbeitsfront:

Wo stehen w ir?
Das Gesicht unserer deutschen Heimat hat sich im Laufe 

der Jahrhunderte stark einschneidend verändert.

Jede Zeitepoche drückte ihren Stempel der Landschaft 
auf. So ist es nicht verwunderlich, daß sich das Gesicht 
unserer Heimat im Zeitalter des Liberalismus stark zu 
seinen Ungunsten veränderte. Nicht so sehr die w irt­
schaftlichen Notwendigkeiten, als das Unvermögen, zu 
gestalten, ¡a der fehlende W ille , gewisse Aufgaben über­
haupt lösen zu wollen, bewirkte diese ungünstigen Ver­
änderungen.

Es ist schwer für uns, und es bedarf noch großer A n ­
strengungen, uns aus dem liberalistischen Fahrwasser 
sichtbar herauszulösen. Die großen Gedanken und 
Taten des Nationalsozialism us werden zunächst baulich 
ihren Ausdruck in den großen G ebäuden der Partei und

des Staates finden und langsam nur w ird die Haltung des 
Gesam tbauwesens von diesen Lösungen befruchtet wer­
den ; und noch langsam er wird sich im Zuge der stetigen 
Entwicklung eine Baukultur entwickeln können, denn von 
Baukultur kann man nur sprechen, wenn die Gesamt­
haltung a lle r Häuser gut und gesund geworden ist, und 
wenn Baumeister und Handwerker künstlerisches und 
technisches Können w iedergewonnen haben.

W ir wissen heute, daß  es keine zw eierle i Aufgaben 
gibt, solche, die schön gestaltet werden können, und 
solche, die reine Zw eckaufgaben sind und nur nach den 
sogenannten technischen Notwendigkeiten gestaltet wer­
den müssen. W ir w issen, daß  das wirklich Zweckmäßige 
auch schön gestaltet werden kann ; w ir wissen ferner, daß 
die Liebe und Sorgfalt, die man in eine Arbeit hinein­
steckt, aus dieser A rbe it w ieder herausstrahlt, und daß 
der Segen der A rbeit ¡ahrzehnte- und jahrhundertelang 
zu spüren ist. W ir wissen den W eg , der zur Schaffung 
einer Baukultur einzuschlagen ist. Lassen w ir uns nicht 
treiben, sondern gehen w ir vo ran !

Technische Neuheiten
H eißw asserbereiter mit Raumbeheizung

In vielen W ohnungen, zumal in den heutigen K lein­
siedelungen, sind die Badestuben derart beengt, daß 
selbst der Heißwasserbereiter vie lfach auf Stützen über 
der W anne angebracht werden muß. Demgemäß ist erst 
recht kein Platz für eine besondere Raumheizung vor­

handen. Um hier Abhilfe zu schaffen, hat neuerdings das 
Muster A  des Juno-Heißwasserbereiters hinter der Feue­
rung einen eingebauten Heiztornister (Abbildung), mit 
dem ein Baderaum von 20 bis 25 cbm G rö ße  im W inter 
und in den Übergangsmonaten gut erwärm t werden kann. 
Durch die Stellung einer am O fen befindlichen Zugklappe 
auf „H e izen" wird ein Teil der Heizgase, w ie in der A b ­
bildung durch Pfeile angedeutet, durch den Heiztornister 
geleitet, an dessen Außenwand sich die Raumluft er­
wärmt. Im Sommer ist die Klappe geschlossen, und um 
in dieser Zeit die Raumerwärmung durch die Erhitzung 
des Badewassers auf ein geringes M aß zu beschränken, 
ist die Feuerung so in den W asserbehälter eingebettet, 
daß  W ärm estrahlungen möglichst unterbunden sind.

Hersteller: Burger Eisenwerke G . m. b. H., Burg (Hessen- 
N assau).

Selbsttätige Türsicherung
Es erfüllt mit großer Beruhigung, wenn beim Verlassen 

der W ohnung durch eine Türsicherung ein gewaltsam er 
Eintritt unmöglich gemacht w ird . Dabei w ird diejenige

entstehen also beim W ohnungswechsel keine Kosten für 
Türinstandsetzungen und Neuanschaffungen. Der Kauf 
der Sicherung ist eine einm alige Ausgabe. Auch ist die 
Türsicherung am Tage  nach Bedarf ausschaltbar, so daß 
der Verkehr nicht behindert ist. Die Türsicherung hat 
sich bei einem schweren^ Einbruch in Hamburg bereits gut 
bewährt. H ersteller: Heinrich W ittler, Halberstadt.

Przygode VDI.
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Sicherung ihren Zw eck am besten erfüllen, die von außen 
unsichtbar ist, auch nach Eindrücken einer in der Tür 
befindlichen Scheibe nicht ausgelöst werden kann und 
beim Zuschlägen ohne weiteres wirksam w ird. Diese Be­
dingungen erfüllt die selbsttätige Wittler-Türsicherung. 
Diese besteht aus einer Grundplatte mit Sperrhebel, die 
mit diebessicheren Schrauben auf dem inneren Türrahmen 
befestigt w ird , und einem Sockel mit Riegelbolzen, der in 
gleicher W eise innen auf der Tür angebracht w ird. Beim 
Schließen der Tür legt sich der Riegelbolzen in eine Aus­
sparung des Sperrhebels und w ird durch ein Zylinderschloß 
im Sperrhebel festgelegt. Ein ö ffn en  der Tür von außen 
ist nur bis zum Anschlag des Riegelbolzens im Sperrhebel 
(Abbildung) möglich. N ach Betätigung des hochwertigen 
Zylinderschlosses, das jedes Nachschließen verhindert, 
wird die Bolzensperre aufgehoben, der Bolzen seitwärts 
gezogen bzw . ausgeschaltet, und die Tür kann ganz ge­
öffnet werden. Die Sicherung kann an jeder Tür links 
oder rechts ohne Beschädigung angebracht werden. Es

Heizto r n i s t e r

Schnitt a-b 
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